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SGB III - Arbeitsförderung

§ 419 Sprachförderung

(1) Spätaussiedler und ihre Ehegatten und Abkömmlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des
Bundesvertriebenengesetzes haben Anspruch auf Übernahme der durch die Teilnah-
me an einem Deutsch-Sprachlehrgang mit ganztägigem Unterricht, der für die berufli-
che Eingliederung erforderlich ist, entstehenden Kosten für längstens sechs Monate,
wenn sie die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Eingliederungshilfe erfüllen
oder nur deshalb nicht erfüllen, weil sie nicht bedürftig sind.

(2) Spätaussiedlern und deren Ehegatten und Abkömmlingen im Sinne des § 7 Abs. 2
des Bundesvertriebenengesetzes, die einen Anspruch nach Absatz 1 nicht haben und
von denen Leistungen nach den Richtlinien ...  "Garantiefonds - Schul- und Berufsbil-
dungsbereich - (RL-GF-SB)" ...oder nach den Richtlinien ..."Garantiefonds - Hoch-
schulbereich - (RL-GF-H)" ... nicht in Anspruch genommen werden können, werden die
Kosten, die durch die Teilnahme an einem Deutsch-Sprachlehrgang entstehen, er-
stattet. Die Förderung wird für die Teilnahme an Deutsch-Sprachlehrgängen mit
ganztägigem Unterricht für längstens sechs Monate, für die Teilnahme an sonstigen
Deutsch-Sprachlehrgängen für längstens zwölf Monate gewährt. Die Sätze 1 und 2
gelten für Ausländer, die unanfechtbar als Asylberechtigte anerkannt sind, und Kontin-
gentflüchtlinge entsprechend.

§ 420 Eingliederungshilfe und Sprachförderung in Sonderfällen

(1) Anspruch auf Eingliederungshilfe haben für die Dauer von sechs Monaten wäh-
rend der Teilnahme an einem ganztägigen Deutsch-Sprachlehrgang          Integrationskurs
nach § 44 des Aufenthaltsgesetzes oder § 9 Abs. 1 des        Bundesvertriebenengesetzes    

1. Spätaussiedler und ihre Ehegatten und Abkömmlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des
Bundesvertriebenengesetzes, die die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Ein-
gliederungshilfe nach § 418 nicht erfüllen,
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2. Ausländer, die unanfechtbar als Asylberechtigte anerkannt sind und ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt im Inland haben, und

3. Ausländer, die im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen der Bundesrepublik Deutsch-
land durch Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise in Form eines
Sichtvermerks oder durch Übernahmeerklärung nach § 33 Abs. 1 des Ausländerge-
setzes im Inland aufgenommen worden sind (Kontingentflüchtlinge),

wenn sie die besonderen Voraussetzungen erfüllen.

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben die besonderen Voraussetzungen erfüllt, wenn
sie

1. bedürftig sind,

2. im Herkunftsland eine Erwerbstätigkeit von mindestens 70 Kalendertagen im letzten
Jahr vor der Ausreise ausgeübt haben,

3. die für die berufliche Eingliederung erforderlichen Kenntnisse der deutschen Spra-
che nicht besitzen und

4. beabsichtigen, nach Abschluß des Deutsch-Sprachlehrgangs    Integrationskurses
eine nicht der Berufsausbildung dienende Erwerbstätigkeit im Inland aufzunehmen.
Die Voraussetzung nach Satz 1 Nr. 2 gilt als erfüllt, wenn eine Erwerbstätigkeit von
mindestens 70 Kalendertagen im letzten Jahr vor der Ausreise wegen der besonderen
Verhältnisse im Herkunftsland nicht ausgeübt werden konnte und die Nichtgewährung
der Eingliederungshilfe eine unbillige Härte darstellen würde.

(3) Die Berechtigten nach den Absätzen 1 und 2 haben daneben Anspruch auf Über-
nahme der durch die Teilnahme an einem Deutsch-Sprachlehrgang mit ganztägigem
Unterricht, der für die berufliche Eingliederung erforderlich ist, entstehenden Kosten für
längstens sechs Monate.

§ 434e Zuwanderungsgesetz   

Die §§ 419, 420 Abs. 3 und § 420a sind in der bis zum [Tag vor dem Inkrafttreten] ge       l      -   
tenden Fassung bis z        um Ende des         Deutsch-Sprachlehrgangs        weiterhin anzuwenden,
wenn vor dem [Tag des Inkrafttretens]

1. der Anspruch entstanden ist oder

2. der         Deutsch-Sprachlehrgang        begonnen hat und die Leistungen bis zum Beginn der
Maßnahme beantragt worden sind.



BAföG - Ausbildungsförderung

§ 8 Staatsangehörigkeit

(1) Ausbildungsförderung wird geleistet

1. Deutschen im Sinne des Grundgesetzes,

2. heimatlosen Ausländern im Sinne des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatlo-
ser Ausländer im Bundesgebiet in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 243-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354),

3. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und als Asylbe-
rechtigte nach dem Asylverfahrensgesetz anerkannt sind,

4. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und Flüchtlinge
nach § 1 des Gesetzes über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen
aufgenommene Flüchtlinge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 29. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2584) geändert worden ist, sind,
und eine Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes besitzen.   

5. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und auf Grund des
Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II
S. 559) oder nach dem Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. Ja-
nuar 1967 (BGBl. 1969 II S. 1293) außerhalb der Bundesrepublik Deutschland als
Flüchtlinge anerkannt und im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nicht nur vor-
übergehend zum Aufenthalt berechtigt sind,

6. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und bei denen fest-
gestellt ist, dass Abschiebungsschutz nach § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes     § 60
Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes    besteht,

7. Ausländern, die ihren ständigen Wohnsitz im Inland haben, wenn ein Elternteil oder
der Ehegatte Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist,

8. Auszubildenden, denen nach dem Aufenthaltsgesetz/EWG     Freizügigkeitsgesetz/
EU    als Kindern Freizügigkeit gewährt wird, die danach als Kinder verbleibeberechtigt
sind oder denen danach als Kindern Freizügigkeit oder Verbleiberecht nur deshalb
nicht zustehen, weil sie 21 Jahre alt oder älter sind und von ihren Eltern oder ihrem
Ehegatten keinen Unterhalt erhalten,

9. Auszubildenden, die die Staatsangehörigkeit eines anderen      Mitgliedstaates der
Europäischen Union    EG-Mitgliedstaates oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum haben und im Inland vor Beginn
der Ausbildung in einem Beschäftigungsverhältnis gestanden haben; zwischen der
darin ausgeübten Tätigkeit und dem Gegenstand der Ausbildung muß grundsätzlich
ein inhaltlicher Zusammenhang bestehen.



(2) Anderen Ausländern wird Ausbildungsförderung geleistet, wenn

1. sie selbst vor Beginn des förderungsfähigen Teils des Ausbildungsabschnitts insge-
samt fünf Jahre sich im Inland aufgehalten haben und rechtmäßig erwerbstätig gewe-
sen sind oder

2. zumindest ein Elternteil während der letzten sechs Jahre vor Beginn des förde-
rungsfähigen Teils des Ausbildungsabschnitts sich insgesamt drei Jahre im Inland
aufgehalten hat und rechtmäßig erwerbstätig gewesen ist, im übrigen von dem Zeit-
punkt an, in dem im weiteren Verlauf des Ausbildungsabschnitts diese Voraussetzun-
gen vorgelegen haben. Die Voraussetzungen gelten auch für einen einzigen weiteren
Ausbildungsabschnitt als erfüllt, wenn der Auszubildende in dem vorhergehenden
Ausbildungsabschnitt die Zugangsvoraussetzungen erworben hat und danach unver-
züglich den Ausbildungsabschnitt beginnt. Von dem Erfordernis der Erwerbstätigkeit
des Elternteils während der letzten sechs Jahre kann abgesehen werden, wenn sie
aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grunde nicht ausgeübt worden ist und er im
Inland mindestens sechs Monate erwerbstätig gewesen ist.

(3) Rechts- und Verwaltungsvorschriften, nach denen anderen Ausländern Ausbil-
dungsförderung zu leisten ist, bleiben unberührt.

SGB V - gesetzliche Krankenversicherung

§ 5 Versicherungspflicht

(1) Versicherungspflichtig sind

1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeits-
entgelt beschäftigt sind,

2. Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhalts-
geld nach dem Dritten Buch beziehen .... (...)

5. Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt
werden sollen,

9. Studenten, die an staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen eingeschrie-
ben sind, unabhängig davon, ob sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im
Inland haben, wenn für sie auf Grund über- oder zwischenstaatlichen Rechts kein An-
spruch auf Sachleistungen besteht, bis zum Abschluß des vierzehnten Fachsemesters,
längstens bis zur Vollendung des dreißigsten Lebensjahres; Studenten nach Abschluß
des vierzehnten Fachsemesters oder nach Vollendung des dreißigsten Lebensjahres
sind nur versicherungspflichtig, wenn die Art der Ausbildung oder familiäre sowie per-
sönliche Gründe, insbesondere der Erwerb der Zugangsvoraussetzungen in einer
Ausbildungsstätte des Zweiten Bildungswegs, die Überschreitung der Altersgrenze
oder eine längere Fachstudienzeit rechtfertigen,



 § 9 Freiwillige Versicherung

(1) Der Versicherung können beitreten

1. Personen, die als Mitglieder aus der Versicherungspflicht ausgeschieden sind und
in den letzten fünf Jahren vor dem Ausscheiden mindestens vierundzwanzig Monate
oder unmittelbar vor dem Ausscheiden ununterbrochen mindestens zwölf Monate ver-
sichert waren ...

2. Personen, deren Versicherung nach § 10 erlischt ...

3. Personen, die erstmals eine Beschäftigung aufnehmen und nach § 6 Abs. 1 Nr. 1
versicherungsfrei sind ...

 (2) Der Beitritt ist der Krankenkasse innerhalb von drei Monaten anzuzeigen ...

 § 10 Familienversicherung

(1) Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern,
wenn diese Familienangehörigen

1. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben,

2. nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 8, 11 oder 12 oder nicht freiwillig versichert sind, ... 5.
kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen
Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet...

(2) Kinder sind versichert

1. bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres,

2. bis zur Vollendung des dreiundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie nicht erwerbs-
tätig sind,

3. bis zur Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie sich in Schul-
oder Berufsausbildung befinden ...

4. ohne Altersgrenze, wenn sie als behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des
Neunten Buches) außerstande sind, sich selbst zu unterhalten; Voraussetzung ist, daß
die Behinderung zu einem Zeitpunkt vorlag, in dem das Kind nach Nummer 1, 2 oder 3
versichert war.



SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe

§ 6 Geltungsbereich

(1) Leistungen nach diesem Buch werden jungen Menschen, Müttern, Vätern und Per-
sonensorgeberechtigten von Kindern und Jugendlichen gewährt, die ihren tatsächli-
chen Aufenthalt im Inland haben. Für die Erfüllung anderer Aufgaben gilt Satz 1 ent-
sprechend.

(2) Ausländer können Leistungen nach diesem Buch nur beanspruchen, wenn sie
rechtmäßig oder aufgrund einer     Aussetzung der Abschiebung    ausländerrechtlichen
Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben.

(3) Deutschen können Leistungen nach diesem Buch auch gewährt werden, wenn sie
ihren Aufenthalt im Ausland haben und soweit sie nicht Hilfe vom Aufenthaltsland er-
halten.

(4) Regelungen des über- und zwischenstaatlichen Rechts bleiben unberührt.

 § 39 Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen

(1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 gewährt, so ist
auch der notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Eltern-
hauses sicherzustellen. Er umfaßt auch die Kosten der Erziehung.

 § 40 Krankenhilfe

Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 3 oder 4 gewährt, so ist
auch Krankenhilfe zu leisten ...

 § 42 Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen

(1) Inobhutnahme eines Kindes der eines Jugendlichen ist die vorläufige Unterbrin-
gung des Kindes oder des Jugendlichen bei

1. einer geeigneten Person oder

2. in einer Einrichtung oder

3. in einer sonstigen betreuten Wohnform.

Während der Inobhutnahme sind der notwendige Unterhalt des Kindes oder des Ju-
gendlichen und die Krankenhilfe sicherzustellen. ...



SGB IX - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen

§ 2 Behinderung

(1) Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem
für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben
in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die Be-
einträchtigung zu erwarten ist.

(2) Menschen sind im Sinne des Teils 2 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der
Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen
Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 73 rechtmä-
ßig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.

(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen behinderte Menschen
mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen
die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behin-
derung ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 73 nicht
erlangen oder nicht behalten können (gleichgestellte behinderte Menschen).

OEG - Gewaltopferentschädigung

§ 1 Anspruch auf Versorgung

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder auf einem deutschen Schiff oder
Luftfahrzeug infolge eines vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffs gegen seine
oder eine andere Person oder durch dessen rechtmäßige Abwehr eine gesundheitli-
che Schädigung erlitten hat, erhält wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen
Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des
Bundesversorgungsgesetzes. Die Anwendung dieser Vorschrift wird nicht dadurch
ausgeschlossen, daß der Angreifer in der irrtümlichen Annahme von Voraussetzungen
eines Rechtfertigungsgrunds gehandelt hat.

(...)

(4) Ausländer haben einen Anspruch auf Versorgung,

1. wenn sie Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaf-
ten sind oder

2. soweit Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, die eine Gleichbe-
handlung mit Deutschen erforderlich machen, auf sie anwendbar sind oder

3. wenn die Gegenseitigkeit gewährleistet ist.



(5) Sonstige Ausländer, die sich rechtmäßig nicht nur für einen vorübergehenden Auf-
enthalt von längstens sechs Monaten im Bundesgebiet aufhalten, erhalten Versorgung
nach folgenden Maßgaben:

1. Leistungen wie Deutsche erhalten Ausländer, die sich seit mindestens drei Jahren
ununterbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten;

2. ausschließlich einkommensunabhängige Leistungen erhalten Ausländer, die sich
ununterbrochen rechtmäßig noch nicht drei Jahre im Bundesgebiet aufhalten.

Rechtmäßiger Aufenthalt im Sinne dieses Gesetzes ist auch ein aus humanitären
Gründen oder aus erheblichem öffentlichen Interesse geduldeter Aufenthalt.     Ein
rechtmäßiger Aufenthalt im Sinne dieses Gesetzes ist auch gegeben, wenn die A        b       -   
schiebung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen oder aufgrund erheblicher ö       f      -   
fentlicher Interesse        n ausgesetzt ist.    Die in Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt
III Nr. 18 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1069)
genannten Maßgaben gelten entsprechend für Ausländer, die eine Schädigung im
Beitrittsgebiet erleiden, es sei denn, sie haben ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen
Aufenthalt oder ständigen Aufenthalt in dem Gebiet, in dem dieses Gesetz schon vor
dem Beitritt gegolten hat.

(6) Versorgung wie die in Absatz 5 Nr. 2 genannten Ausländer erhalten auch auslän-
dische Geschädigte, die sich rechtmäßig für einen vorübergehenden Aufenthalt von
längstens sechs Monaten im Bundesgebiet aufhalten,

1. wenn sie mit einem Deutschen oder einem Ausländer, der zu den in Absatz 4 oder 5
bezeichneten Personen gehört, verheiratet oder in gerader Linie verwandt sind oder

2. wenn sie Staatsangehörige eines Vertragsstaates des Europäischen Übereinkom-
mens vom 24. November 1983 über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten sind,
soweit dieser keine Vorbehalte zum Übereinkommen erklärt hat.

(7) Wenn ein Ausländer, der nach Absatz 5 oder 6 anspruchsberechtigt ist,

1. ausgewiesen oder abgeschoben wird oder

2. das Bundesgebiet verlassen hat und seine Aufenthaltsgenehmigung erloschen ist
oder

3. ausgereist und nicht innerhalb von sechs Monaten erlaubt wieder eingereist ist,

erhält er für jedes begonnene Jahr seines ununterbrochen rechtmäßigen Aufenthalts
im Bundesgebiet eine Abfindung in Höhe des Dreifachen, insgesamt jedoch minde-
stens in Höhe des Zehnfachen, höchstens in Höhe des Dreißigfachen der monatlichen
Grundrente. Dies gilt nicht, wenn er aus einem der in § 46 Nr. 1 bis 4 oder § 47 des
Ausländergesetzes genannten Gründe ausgewiesen wird. Mit dem Entstehen des An-
spruchs auf die Abfindung nach Satz 1 oder mit der Ausweisung nach Satz 2 erlö-
schen sämtliche sich aus den Absätzen 5 und 6 ergebenden weiteren Ansprüche; ent-
sprechendes gilt für Ausländer, bei denen die Schädigung nicht zu einer rentenbe-
rechtigenden Minderung der Erwerbsfähigkeit geführt hat. Die Sätze 1 und 3 gelten
auch für heimatlose Ausländer sowie für sonstige Ausländer, die im Bundesgebiet die



Rechtsstellung nach dem Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559) oder nach dem Übereinkommen vom 28. September
1954 über die Rechtsstellung der Staatenlosen (BGBl. 1976 II S. 473) genießen, wenn
die Tat nach dem 27. Juli 1993 begangen worden ist. Die Sätze 1 bis 4 gelten ent-
sprechend auch für Hinterbliebene, die sich nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes
aufhalten.

( ... )

§ 10b Härteausgleich

Soweit sich im Einzelfall aus der Anwendung des § 1 Abs. 5 und 6 eine besondere
Härte ergibt, kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde im Benehmen mit
dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung ein Härteausgleich als einmali-
ge Leistung bis zur Höhe des Zwanzigfachen der monatlichen Grundrente entspre-
chend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 70 vom Hundert, bei Hinterbliebenen
bis zur Höhe des Zehnfachen der Hinterbliebenengrundrente einer Witwe gewährt
werden. Das gilt für einen Geschädigten nur dann, wenn er durch die Schädigung
schwerbeschädigt ist.

EStG - Kindergeld

§ 62 Anspruchsberechtigte

(1) Für Kinder im Sinne des § 63 hat Anspruch auf Kindergeld nach diesem Gesetz,
wer

1. im Inland einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder

2. ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland

a) nach § 1 Abs. 2 unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist oder

b) nach § 1 Abs. 3 als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig behandelt wird.

(2) Ein Ausländer hat nur Anspruch auf Kindergeld, wenn er im Besitz einer Aufent-
haltsberechtigung oder Aufenthaltserlaubnis ist. Ein ausländischer Arbeitnehmer, der
zur vorübergehenden Dienstleistung in das Inland entsandt ist, hat keinen Anspruch
auf Kindergeld; sein Ehegatte hat Anspruch auf Kindergeld, wenn er im Besitz einer
Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthaltserlaubnis ist und in einem Versicherungs-
pflichtverhältnis zur Bundesanstalt für Arbeit nach § 24 des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch steht oder versicherungsfrei nach § 28 Nr. 1 des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch ist.

(2)        Ein Ausländer erhält Kindergeld nur, wenn               er im Besitz

1. einer Niederlassungserlaubnis,

2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstätigkeit,



3. einer Aufenthaltserlaubnis nach §        25 Abs. 1               und 2, den §§ 31, 37, 38 des Aufen       t      -   
haltsgesetzes               oder

4. einer Aufenthaltserlaubnis zum        Zweck des               Familiennachzugs        zu einem Deutschen
oder zu               einer von Nummer 1 bis 3 erfassten        Person ist.

Ein Saisonarbeitnehmer, ein         Werkvertragsarbeitnehmer              u        nd ein Arbeitnehmer, der zur
vorübergehenden                Dienstleistung nach Deutschland entsandt             ist, erhält kein Kinde       r      -   
geld.“

Abgabenordnung

§ 169 Festsetzungsfrist

(1) Eine Steuerfestsetzung sowie ihre Aufhebung oder Änderung sind nicht mehr zu-
lässig, wenn die Festsetzungsfrist abgelaufen ist. ...

(2) Die Festsetzungsfrist beträgt:

1. ein Jahr für Zölle, Verbrauchsteuern, Zollvergütungen und Verbrauchsteuervergü-
tungen,

2. vier Jahre für die nicht in Nummer 1 genannten Steuern und Steuervergütungen.

 § 170 Beginn der Festsetzungsfrist

(1) Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Steuer ent-
standen ist oder eine bedingt entstandene Steuer unbedingt geworden ist. ...

BErzGG - Erziehungsgeld

§ 1 Berechtigte

(1) Anspruch auf Erziehungsgeld hat, wer

1. einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat,

2. mit einem Kind, für das ihm die Personensorge zusteht, in einem Haushalt lebt,

3. dieses Kind selbst betreut und erzieht und

4. keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausübt.



Die Anspruchsvoraussetzungen müssen bei Beginn des Leistungszeitraums vorlie-
gen. Abweichend von Satz 2, § 1594, § 1600d und §§ 1626a bis 1626e des Bürgerli-
chen Gesetzbuches können im Einzelfall nach billigem Ermessen die Tatsachen der
Vaterschaft und der elterlichen Sorgeerklärung des Anspruchsberechtigten auch
schon vor dem Zeitpunkt ihrer Rechtswirksamkeit berücksichtigt werden.

...

(6) Ein Ausländer mit der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen
Union oder eines der Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EU-/EWR-
Bürger) erhält nach Maßgabe der Absätze 1 bis 5 Erziehungsgeld. Ein anderer Aus-
länder ist anspruchsberechtigt, wenn    er im Besitz    

1. er eine Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthaltserlaubnis besitzt,

2. er unanfechtbar als Asylberechtigter anerkannt ist oder

3. das Vorliegen der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes unan-
fechtbar festgestellt worden ist.

1. einer Niederlassungserlaubnis,

2. einer Aufenthaltserlaubnis zu         m Zwecke der Erwerbstätigkeit,

3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1               und 2, den §§ 31, 37, 38 des Aufen       t      -   
haltsgesetzes
oder

4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des        Familiennachzugs               zu einem Deutschen
oder zu               einer von Nummer 1 bis 3 erfassten        Person              ist.“

Maßgebend ist der Monat, in dem die Voraussetzungen des Satzes 2 eintreten. Im Fall
der Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis oder der Erteilung einer      Niederlassung        s       -   
erlaubnis im Anschluss an eine Aufenthaltserlaubnis    Aufenthaltsberechtigung wird
Erziehungsgeld rückwirkend (§ 4 Abs. 2 Satz 3) bewilligt, wenn der Aufenthalt nach    §
81 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes     § 69 Abs. 3 des Ausländergesetzes als erlaubt ge-
golten hat.

(7) Anspruchsberechtigt ist unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 bis 4
auch, wer als

1. EU-/EWR-Bürger mit dem Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums (anderen EU-/EWR-Gebiet)
oder

2. Grenzgänger aus einem sonstigen, unmittelbar an Deutschland angrenzenden
Staat in Deutschland in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis steht
oder ein Arbeitsverhältnis mit einer mehr als geringfügigen Beschäftigung hat. ... Der in
einem anderen EU-/EWRGebiet wohnende  Ehegatte des in Satz 1 genannten EU-
/EWR-Bürgers ist anspruchsberechtigt, wenn er die Voraussetzungen des Absatzes 1



Nr. 2 bis 4 sowie die in den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 nieder-
gelegten Voraussetzungen erfüllt. Im Übrigen gelten § 3 und § 8 Abs. 3.

(9) Kein Erziehungsgeld erhält, wer im Rahmen seines im Ausland bestehenden Be-
schäftigungsverhältnisses vorübergehend nach Deutschland entsandt ist und ... nicht
dem deutschen Sozialversicherungsrecht unterliegt. ....

Unterhaltsvorschussgesetz

§ 1 Berechtigte

(1) Anspruch auf Unterhaltsvorschuss oder -ausfalleistung nach diesem Gesetz (Un-
terhalts- leistung) hat, wer

1. das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes bei einem seiner Elternteile lebt, der ledig,
verwitwet oder geschieden ist oder von seinem Ehegatten dauernd getrennt lebt, und

3. nicht oder nicht regelmäßig   a) Unterhalt von dem anderen Elternteil

.... erhält.

(2a) Ein Ausländer hat einen Anspruch nach diesem Gesetz nur, wenn er oder der in
Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Elternteil im Besitz einer Aufenthaltsberechtigung oder
Aufenthaltserlaubnis ist.

1. einer Niederlassungserlaubnis,

2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstätigkeit,

3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 und 2, den §§        31, 37, 38 des Aufen       t      -   
haltsgesetzes oder

4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des        Familiennachzugs        zu einem Deutschen
oder zu einer von Nummer 1 bis 3 erfassten Person ist.

Der Anspruch auf Unterhaltsvorschussleistung beginnt mit dem Ausstellungsdatum der
Aufenthaltsberechtigung oder der Aufenthaltserlaubnis. Abweichend von Satz 1 be-
steht der Anspruch für Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder
eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum mit Beginn des Aufenthaltsrechts. Auch bei Besitz einer Aufenthaltserlaubnis hat
ein Ausländer keinen Anspruch auf Unterhaltsleistung nach diesem Gesetz, wenn der
in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Elternteil als Arbeitnehmer von seinem im Ausland an-
sässigen Arbeitgeber zur vorübergehenden Dienstleistung in den Geltungsbereich
des Gesetzes entsandt ist.


